
Beglaubigte Abschrift

VERFASSUNGSGERICHT
DES LANDES BRANDENBURG

ltVI NAMEN DES VOLKES

Beschluss
VfGBbg 63121

ln dem Verfassungsbeschwerdeverfahren

Beschwerdeführer,

Ve rfa h ren s bevo I I m ä chti gte Venedey, Gysi, HÖfler - Rechtsanwälte in Part-

nerschaft,
Fasanenstraße 72,

10719 Berlin,

beteiligt:

Präsident
des grandenburgischen Oberlandesgerichts'

Gertrud-Piter-Platz 1 1,

iillo Brandenburg an der Havel'

Au ßeru ngsberechtigter,

WegenBeschlussdesBrandenburgischenoberlandesgerichtsVom
28. Septem ber 2021- z rilr'öiri isir F"sch]uss 

des Brandenburgi-

schen Obertandergericf i.'u oiz:L irii ZOZ. - 2 Ws 100121(S) -; Be-

schruss des Landg"ri.ni, rtänkfurt (oder) vom 11. Mai2021

- 23 Wi KLs 1121-; eesc"hru;- ää. nÄttgärichts Frankfurt (Oder) vom

9. Novemb er 2020- 45 öJ5iano -; Hättoetehl des Amtsgerichts

Frankfurt (Oder) vom 8' S"ptumn" r 2O2O - 45 Gs 1578120

hat das Verfassungsgericht des Landes Brandenburg

am 18. Februar2022
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durch die Verfassungsrichterinnen -und 
Verfassungsrichter MÖller' Dresen' Dr' Finck'

läinii"n-neichow, trrt"ult"t, Richter, Sokoll und Dr' Strauß

beschlossen

I DerBeschlussdesBrandenburgischenoberlandesgerichtsvom
21. Juti 2021 - 1 w; öct/ri csl - 

-vertetzt den Beschwerdeführer in

seinem Grundrecni.rt nrtif.6l g Abs. 1 Verfassung des Landes

Brandenburg und ,Linär Anspruch aus Artikel 52 Abs. 3 Alt. 2 Ver-

fassung des Landes Brandenburg'

Der Beschruss des Brandenburgischen oberrandesgerichts wird

aufgehobenunddieSachezurerneutenEntscheidungüberdie
KostenunddienotwendigenAuslagenandasoberlandesgericht
zurückverwiesen'

lm Übrigen wird die Verfassungsbeschwerde verworfen'

DasLandBrandenburghatdemBeschwerdeführerseinenotwendi-
gen Auslagen zu erstatten'

DerWertdesGegenstandesderanwaltlichenTätigkeitwirdauf
TO.OOO,OO € (in Woien: zehntausend Euro) festgesetzt'
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Gründe

A.

GegenstandderVerfassungsbeschwerdeistdieAufrechterhaltungvonUntersu-

chungshaftineinemursprÜnglichnochnichtrechtskräftigabgeschlossenenStrafver-

fahren

Der Beschwerdeführer ist türkischer Staatsangehöriger. Er befand sich seit dem

11. Oktobe r 2o2Oaufgrund des Haftbefehls des Amtsgerichts Frankfurt (oder) vom

8. Septem ber 2020(45 Gs 1578t20) in Haft' Die Anordnung der untersuchungshaft

begründete das Amtsgericht mit dem Haftgrund der Flucht (s 1 12 Abs' 2 Nr' 1 Straf-

prozeßordnung [stPo]), da der Beschwerdeführer seine wohnung in Berlin am

lT.Dezember2olgaufgegebenhabe.DasAmtsgerichterhieltdenHaftbefehlmit

Beschluss vom 9. November 2020 aulrecht und stützte diesen auf den Haftgrund der

Fruchtgefahr (g 1 12 Abs. 2 Nr. 2stpo). Die zu eruvartende erhebriche Freiheitsstrafe

biete einen erhÖhten Fluchtanre iz. zudem sei der Beschwerdeführer in Deutschland

ohne festen Wohnsitz oder festen Aufenthaltsort'

Mit Urteil des Landgerichts Frankfurt (Oder) vom 11' Mai 2021 (23 Wi KLs 1121) wur-

de der Beschwerdeführer wegen steuerhinterziehung in zehn Fällen zu einer Ge-

samtfreiheitsstrafe von drei Jahren verurteirt. Das Landgericht erhielt den Haftbefehl

des Amtsgerichts vom 8. Septembe r 2020,,nach Maßgabe des heute verkündeten

Urteils,, mit dem nach der Urteilsverkündung ergangenen Beschluss in der Hauptver-

handlung aufrecht (,,der Haftfortdauerbeschluss"). Gegen das urteil legte der Be-

schwerdeführer mit schriftsatz vom 11. Mai 2021 Revision ein'

DervomBeschwerdeführergegendenHaftbefehlinderFassungdesHaftfortdauer-

beschlusses eingelegten Beschwerde vom 15' Juni 2021half das Landgericht mit

Beschluss vom 21. Juni 2021 nicht ab und führte dazu aus: Die Voraussetzungen für

die Aufrechterhaltung des Haftbefehls lägen weiterhin vor' Es bestehe dringender

Tatverdacht und Fluchtgefahr. Zwar habe der Angeklagte soziale Bindungen zu hier

in Deutschland ansässigen Personen. ln mindestens gleicherWeise habe er jedoch

auch Famirie und soziare Bindungen in seinem Heimafland rürkei. Dem Angeklagten

sei es ein Leichtes, sich in die Türkei zu begeben, um sich der Vollstreckung der
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ausgeurteilten Haftst rafe zuentziehen, da er aus der Türkei nicht ausgeliefert werden

könne. Dieser MÖglichkeit kÖnne durch weniger einschneidende Maßnahmen' insbe-

sondere eine Kautionsleistung, nicht hinreichend wirksam begegnet werden' Die

Verpflichtung zur Hinterlegung von Ausweispapieren könne eine Fluchtgefahr allen-

falls vorübergehend verringern, da die Ausstellung von neuen Ausweispapieren

durch das Heimatland mÖglich sei'

5 ln der Beschwerdebegründung vom 14. Juli 202l beantragte der Beschwerdeführer'

den Haftbefehl aufzuheben, hilfsweise, den Haftbefehl gegen geeignete Auflagen

außer Vollzug zu setzen, und brachte im wesentlichen vor' Der Haftgrund der

Fluchtgefahr bestehe nicht. Der noch zu verbüßende Rest der ausgeurteilten Frei-

heitsstrafe sei nicht derart hoch, dass zu befürchten wäre, der Beschwerdeführer

werde sich dem strafverfahren entziehen. Der Beschwerdeführer habe eine realisti-

sche Chance auf eine Aussetzung der Reststrafe nach $ 57 Abs. 1 Strafgesetzbuch

(stGB) nach Verbüßung von zwei Dritteln der verhängten strafe' Bei der Entschei-

dung seien gemäß $ 57 Abs. 1 Satz 2 SIGB insbesondere die Persönlichkeit der ver-

urteilten Person, ihr Vorleben, die umstände ihrer Tat, das Gewicht des bei einem

Rückfall bedrohten Rechtsguts, das Verhalten der verurteilten Person im Vollzug'

ihre Lebensverhältnisse und die wirkungen zu berücksichtigen, die von der Ausset-

zung für die Person zu enruarten seien. Der Beschwerdeführer sei bereits 67 Jahre alt

und Rentner. Er sei strafrechtlich bisher in keinerweise in Erscheinung getreten'

sog. Erstverbüßer, habe sich im strafverfahren zur sache eingelassen und bean-

standungsfrei in der bereits achteinhalb Monate dauernden untersuchungshaft ver-

halten. Bei einer Zwei-Drittel-Reststrafenaussetzung betrage der tatsächlich zu er-

wartende Freiheitsentzug ein Jahr und knapp vier Monate. Dies sei nicht ausreichend

hoch, um einen Fluchtanreiz zu bieten. Aufgrund der übenrviegenden Wahrschein-

lichkeit, dass die strafe in Berlin, dem letzten wohnsitz des Beschwerdeführers' voll-

zogenwerde,woeinoffenerVollzugstattfinde,bietediezuverbüßendeFreiheits-

strafe keinen Fluchtanreiz. Die sozialen Bindungen des Beschwerdeführers sprächen

gegenFluchtgefahr.ErhabewegenseinertürkischenHerkunftauchfamiliäreKon-

takte in die Türkei, lebe allerdings seit über 30 Jahren in Deutschland, habe dort sei-

nen Lebensmittelpunkt und enge familiäre Bindungen zu seiner in Berlin ansässigen

Kernfamilie (schwester, Neffen). Er werde seinen wohnsitz wie früher bei seiner

schwester nehmen. Der Beschwerdeführer verfüge nicht über ausreichende Geldmit-

tel, um seinen Lebensunterhalt außerhalb Deutschlands und ohne Unterstützung

seiner Familie zu bestreiten. Seine Auslandsaufenthalte und -kontakte seien ein Re-
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likt seiner Herkunft; die letzte Türkeireise habe dem Zweckeiner medizinischen Be-

handlung gedient. Der weitere Vollzug der Untersuchungshaft sei unverhältnismäßig'

Der Zweck der Untersuchungshaft könne durch mildere Mittel gewährleistet werden

(s 116 StPO). Für die Anordnung von Untersuchungshaft sei maßgeblich' ob ihre

Verhängung als ultima ratio wegen überwiegender Belange des Gemeinwohls aryin-

gendgebotensei.solcheBelangebestÜndennicht'Erseibereit'sichgerichtlichen

Auflagen zu unterwe rten, z. B. Meldeauflagen einzuhalten (s 116 Abs' 1 Satz 2 Nr' 1

SIPO), oder seine Ausweise, die sich aktuell ohnehin bei seinen Effekten befänden'

zur Akte zu reichen. Die Familie des Beschwerdeführers sei willens und in der Lage'

eine angemessene Sicherheit für den Beschwerdeführer zu leisten (S 116 Abs' 1

Salz2 Nr.4 SIPO)

Das Brandenburgische oberlandesgericht verwarf die Beschwerde mit Beschluss

vom 21 . Juli 2021(2 Ws 1OOl21[S]) unter Bezugnahme auf die als zutreffend bewer-

teten Gründe des Nichtabhilfebeschlusses des Landgerichts als unbegründet' Der

Beschwerdeführer sei dringend verdächtig, die ihm vorgeworfenen Straftaten began-

genzuhaben.DerdringendeTatverdachtergebesichausdertatgerichtlichenWür-

digung der in der Hauptverhandlung erhobenen Beweise, die in den Gründen des am

11. Mai 2021 verkÜndeten urteils im Einzelnen dargelegt seien' Es liege weiterhin

der Haftgrund der Fluchtgefahr vor. Aufgrund der sich aus dem urteilsspruch erge-

benden straferwartung und der in den urteilsgrÜnden getroffenen Feststellungen zu

den persönlichen Verhältnissen des Angeklagten bestehe auch unter Berücksichti-

gung der bereits vollzogenen untersuchungshaft und der Aussetzung der restlichen

strafe nach nur teilweiser Haftverbüßung gemäß s 57 SIGB in hohem Maße die Ge-

fahr, dass der Beschwerdeführer sich dem strafvollzug durch ein Absetzen in die

Türkei entziehen werde. Dafür sei entgegen der von der Verteidigung vertretenen

Auffassung u. a. ausschlaggebend, dass der Beschwerdeführer' der türkischer

staatsangehÖriger sei, nach den vofliegenden Erkenntnissen auch über stabile so-

ziale Verbindungen in der Türkei verfüge und sich in der Vergangenheit auch dort

aufgehalten habe. Die Bindungen in Deutschland und die Bereitschaft seiner

Schwester, den Beschwerdeführer im Falle seiner Entlassung wieder bei sich aufzu'

nehmen, seien nicht geeignet, den bestehenden Fluchtanreizzu entkräften' Bei der

gegebenen sachlage sei der Zweck der untersuchungshaft auch durch mildere

Maßnahmengemäßsll6Abs.lstPonichtzuerreichen.DieFortdauerderUnter-

suchungshaft erweise sich angesichts der Bedeutung der sache und der im Falle

einer rechtskräftig werdenden Verurteilung für den Beschwerdeführer zu erurarten-



-6-

den Freiheitsstrafe auch unter Berücksichtigung der bisherigen Verfahrensdauer seit

der lnhaftierung als noch verhältnismäßig'

7 Mit schriftsatz vom 1 . Septemb er 2021erhob der Beschwerdeführer Anhörungsrüge

nach$33aStPo.DerBeschlussdesoberlandesgerichtsvom2l.Juli202lverletze

ihn in seinem Anspruch auf rechtliches GehÖr. Er habe mit der Beschwerdebegrün-

dung vom 14. Juli 2021 die unwahrscheinlichkeit eines Rückfalls sowie sein tadello-

ses Verhalten im bisherigen Verfahren und Vollzug dargelegt und begründet, wes-

halb für ihn als Erstverbüßer in vorgerÜcktem Lebensalter eine realistische chance

auf Reststrafenaussetzung nach $ 57 stGB bestehe und unter Berücksichtigung des

danach verbleibenden, tatsächlich zu erwartenden Freiheitsentzugs einem eventuel-

len Fluchtanreiz mit milderen Maßnahmen als dem Vollzug der untersuchungshaft

Rechnunggetragenwerdenkönne'DasoberlandesgerichthabesichimBeschluss

vom2l,Juli202lmitkeinerfürdieBegründungVonFluchtgefahrrelevantenTatsa-

che auseinandergesetzt, ebenso wenig mit der Frage, weshalb ungeachtet der vom

Beschwerdeführer angebotenen Maßnahmen gemäß s 116 Abs' 1 SIPO eine Außer-

vollzugsetzungdesHaftbefehlsnichtinBetrachtkomme.

8 Das Oberlandesgericht lehnte den Antrag mit Beschluss vom 28' September 2021

(2 Ws lOOl21tsl) ab. Ein Gehörsverstoß liege nicht vor' Der Senat habe das gesam-

te Vorbringen der Verteidigung und den zur Entscheidung unterbreiteten sachverhalt

vollständigzurKenntnisgenommenundberücksichtigt.

lt

I Nach Bescheidung der Anhörungsrüge durch das oberlandesgericht hat der Be-

schwerdeführer am 6. Oktober 2021 während des beim Bundesgerichtshof noch lau-

fenden Revisionsverfahrens Verfassungsbeschwerde erhoben' die sich gegen die

Beschlüsse des Brandenburgischen oberlandesgerichts vom 21 ' Juli2021

(2Ws1ool21[S]),desLandgerichtsFrankfurt(oder)vom11.Mai2021

(23WiKLs1l21),desAmtsgerichtsFrankfurt(oder)vom9.November2020

(45 Gs 1578120)sowie dessen Haftbefehl vom 8. Septembe r 2020 (45 Gs 1578120)

richtete
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10 Der Beschwerdeführer rügt eine Verletzung seines Grundrechts auf Freiheit der Per-

son, Art. 9 Verfassung des Landes Brandenburg (LV), und seines Anspruchs auf

rechtliches GehÖr, Art. 52Abs. 3 Alt. 2 LV, durch den Beschluss des oberlandesge-

richts vom 21. Juli 2021(2 Ws 1OOl21 [S]) ,,in der Fassung des Beschlusses dieses

Gerichts vom 28.09 .2021 über die AnhÖrungsrÜge". Er trägt im wesentlichen vor:

11 Die angefochtene Entscheidung verletze ihn in seinem Grundrecht auf Freiheit der

person, Art. g LV, da sie in entscheidungserheblicher Hinsicht keine Abwägung er-

kennen lasse und darüber hinaus nicht den an die erhöhte Begründungstiefe von

Haftfortdauerentscheidungen zu stellenden Anforderungen entspreche' Der Be-

schluss des Oberlandesgerichts weise insbesondere keine einzelfallbezogene Aus-

einandersetzung mit umständen auf, die der Annahme einer Fluchtgefahr entgegen-

stehen kÖnnten. Es sei vor allem nicht erkennbar, dass sich das oberlandesgericht

mit den bzgl. der person des Beschwerdeführers naheliegenden tatsächlichen Um-

ständen auseinandergesetzt habe, die gegen eine Fluchtgefahr sprechen kÖnnten

(u.a.Alter,Familie,Berufsausbildung,bisherigeunbestraftheit)'Zudemlassedie

angefochtene Entscheidung nicht erkennen, von welcher konkreten Reststrafenhöhe

unter Anwendung welches Absatzes von $ 57 StGB das oberlandesgericht konkret

ausgehe. Die angefochtene Entscheidung verweise pauschal auf $ 57 StGB' Neben

einer Zwei-Drittel-Aussetzung nach $ 57 Abs. 1 SIGB komme auch eine Entlassung

zum Halbstrafen-Zeitpunkt nach $ 57 Abs. 2 Nr. 2 SIGB in Betracht' Dementspre-

chendhabedasoberlandesgerichtbegründenmüssen,weshalbunterBerücksichti-

gung des vom Beschwerdeführer vorgetragenen Sachverhalts eine Entlassung zum

Halbstrafen-Zeitpunkt fernliegend sei, um seine Entscheidu ng intersubjektiv nach-

vollziehbar zu machen. Die angefochtene Entscheidung missachte den verfassungs-

rechtlich gebotenen Prüfungsmaßstab für die voraussetzungen der untersuchungs-

haft und sei willkürlich, da bei Prüfung der Voraussetzungen der untersuchungshaft

nicht zu fragen sei, ob diese angeordnet werden kÖnne, sondern ob ihre Verhängung

- als ultima ratio - wegen überwiegender Belange des Gemeinwohls zwingend gebo-

ten sei. Das oberlandesgericht lege hingegen dem Beschwerdeführer die Beweislast

dafür auf, dass Haftgründe nicht bestünden'

12 Die Entscheidung verletze den Beschwerdeführer auch in seinem Anspruch auf

rechtliches Gehör, da sie auf erheblichen Vortrag des Beschwerdeführers nicht ein-
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gehe (u. a. bisherige Unbestraftheit, Grund seines letzten Türkeiaufenthalts)' Aus

Art. 52 Abs. 3 LV ergebe sich ein Anspruch darauf, dass das Gericht ein rechtzeiti-

ges und möglichenrveise entscheidungserhebliches Vorbringen zur Kenntnis nehme

und bei der Entscheidung in Enruägung ziehe, soweit es nicht nach den Vorschriften

der jeweiligen Prozessordnung unberücksichtigt bleiben müsse oder kÖnne' Gehe

das Gericht auf den wesenilichen Kern des Tatsachenvortrags einer Partei zu einer

Frage, die für das Verfahren von zentraler Bedeutung sei, in den Entscheidungs-

gründen nicht ein, so lasse dies auf die Nichtberücksichtigung des Vorbringens

schließen, sofern es nicht nach dem Rechtsstandpunkt des Gerichts unerheblich

oder aber offensichflich unsubstantiiert gewesen sei. Diesen Anforderungen werde

die angefochtene Entscheidung nicht gerecht'

13 Der Beschwerdeführer werde auch in seinem Freiheitsgrundrecht, Art. I LV, und sei-

nemAnspruchaufrechtlichesGehör,Art.52Abs.3LV,verletzt,SOweitdasober-

landesgericht ohne nähere Begründung feststelle, Maßnahmen nach s 116 SIPO als

milderes Mittel anstelle des Vollzugs der Untersuchungshaft seien ungeeignet' Das

Vorbringen des Beschwerdeführers (u. a. Bereitschaflzur unterwerfung unter ge-

richtliche Auflagen) betreffe elementare Voraussetzungen im Zusammenhang mit der

prüfung der Verhältnismäßigkeit der Vollziehung des Haftbefehls' Die angefochtene

Entscheidung lasse weder eine Auseinandersetzung mit diesem Vortrag erkennen

noch eine Begründung, weshalb diese als milderes Mittel nicht in Betracht kämen'

lnsoweit sei die angefochtene Entscheidung weder nachvollziehbar noch überprüf-

bar. lnsbesondere bleibe unberücksichtigt, dass die Verhängung von untersu-

chungshaftalsultimaratiowegenübenrviegenderBelangedesGemeinwohlszwin-

gend geboten sein müsse'

14 Die Aufrechterhaltung der Haftfortdauer durch das Oberlandesgericht mit Beschluss

vom 28. Septembe r 2021(2 Ws 1OOl21[S]) verstoße ferner gegen das Beschleuni-

gungsgebot wegen Verstreichenlassens weiterer vier Wochen bis zu einer Entschei-

dung über die Anhörungsrüge. Das im Rechtsstaatsgebot wurzelnde Beschleuni-

gungsgebot erfasse das gesamte Strafverfahren und gebiete die angemessene Be-

schleunigung des Strafuerfahrens. Eine von den Strafverfolgungsorganen zu verant-

wortende erhebliche Verzögerung des Strafverfahrens verletze den Beschuldigten in

seinem Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Verfahren. lm Zeitpunkt der Entschei-

dung über die Anhörungsrüge hätte sich das Brandenburgische oberlandesgericht

daher damit auseinandersetzen müssen, wie angesichts der nochmals deutlich redu-
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zierten Reststrafe der Freiheitsanspruch des Beschwerdeführers mit dem strafuer-

folgungsinteresse in Einklang zu bringen sei, um seine Entscheidung' die Haft fort-

dauernzulassen,intersubjektivnachvollziehbarzumachen.

IV

15 Der Beschwerdeführer hat ursprünglich in der Beschwerdeschrift beantragt'

denBeschlussdesBrandenburgischenoberlandesgerichtsvom2l.Juli202l'
sowie den darin aufrechteinärt"i"n Haftbefehl des Amtsgerichts Frankfurt

(oder)voms.September202OinderFassungdesBeschlussesdesAmtsge-
richts Frankfurt (odeQ uot g- November 2o2O in der Fassung des Haftfort-

dauerbeschlusses vom 11. Mai 2021 aufzuheben, hilfsweise diesen Haftbefehl

außer Vollzug zu setzen und die sache gemäß $ 50 Abs' 3 Verfassungsge-

richtsgesetz Erandenourg v#ccBbg) ?n 93t iuständige Gericht zurÜckzu-

verweisen und dieses zu värpflichten,-ünter Beachtung der Rechtsauffassung

des Verfasiungsgerichts des Landes Brandenburg neu zu entscheiden'

l6NachdemderBundesgerichthofmitBeschlussvomT.oktober2o2l(1StR301/21)

dieRevisiondesBeschwerdeführersgegendasUrteildesLandgerichtsFrankfurt

(oder) vom 11. Mai 2021 (23Wi KLs 1121) gemäß s 349 Abs' 2 SIPO als unbegrün-

det veruvorfen hat, beantragt der Beschwerdeführer mit Schriftsatz vom 18' Oktober

2021 nunmehr,

festzustellen, dass der Beschluss des Brandenburgischen oberlandesgerichts

vom 21 . Juti 2021, sowie ;i; ä;;r angeordnete Aufrechterhaltung des Haftbe-

tenrs oes Amtsg"ii.nt, Fränkfurt (odJr) vgm 8 September 2020 in der Fas-

sung Oäs Bescilusset O"t Ätisjericnis Frankfurt (Oder) vom 9' November

2020 iriäe-r Gr;rg oes iantortäauerbeschlusses vom 11. Mai 2021 verfas-

sungswidrig gewesen sind'

lTDazuträgterVor,derfortdauerndenZulässigkeitderVerfassungsbeschwerdestehe

nicht entgegen, dass das angefochtene urteil des Landgerichts Frankfurt (odeO

rechtskräftigundderangegriffeneHaftbefehlgegenstandslosgewordensei'Fürdie

verfassungsbeschwerde bestehe weiterhin ein Rechtsschutzbedürfnis' Das Rechts-

schutzbedürfnisdauerenachderverfassungsgerichtlichenRechtsprechungdann

fort, wenn entweder die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage von grundsätzli-

cherBedeutungandernfallsunterbliebeunddergerügteGrundrechtseingriffbeson-

ders belastend erscheine oder eine wiederholung der angegriffenen Maßnahme zu

besorgen sei oder die aufgehobene oder gegenstandslos gewordene Maßnahme

den Beschwerdeführer noch weiterhin beeinträchtige. ln Fällen besonders tiefgrei-

fender und folgenschwerer GrundrechtsverstÖße sei vom Fortbestehen des Rechts-
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schutzbedürfnisses auszugehen, wenn die direkte Belastung durch den angegriffe-

nen Hoheitsakt sich auf eine Zeitspanne beschränke, in welcher der Betroffene nach

dem regelmäßigen Geschäftsgang eine Entscheidung des Verfassungsgerichts habe

kaum erlangen kÖnnen. Dies dürfe nicht dazu führen, dass eine Verfassungsbe-

schwerde allein wegen des vom Beschwerdeführer nicht zu vertretenden Zeitablaufs

als unzulässig verworfen werde.

Der Beschwerdeführer mache unter dem Gesichtspunkt des Rehabiritationsinteres-

ses ein fortbestehendes lnteresse an der Entscheidung über seine Verfassungsbe-

schwerde geltend. Die anhaltenden Auswirkungen der vollzogenen untersuchungs-

haft belasteten ihn ungeachtet des umstands, dass der Haftbefehl außer Kraft getre-

ten sei. ln der Aufrechterhaltung der Untersuchungshaft habe ein für den Beschwer-

deführer besonders belastender Grundrechtseingriff gelegen, dessen Auswirkungen

andauerten. Denn die strafvollzugsgesetzlichen Entscheidungen darüber' ob der Be-

schwerdeführer den besonderen Anforderungen des offenen Vollzugs genüge' hän-

ge insbesondere davon ab, ob zu befürchten sei, dass der Beschwerdeführer sich

dem Vollzug entziehe. Der Beschwerdeführer müsse befürchten, dass die wiederhol-

te Annahme von Fluchtgefahr ihn als ungeeignet für den offenen Vollzug erscheinen

rasse, obgreich er im übrigen aufgrund der im fachgerichflichen Verfahren vorgetra-

genen persÖnlichen umstände ein Regelkandidat für den offenen Vollzug sei' Da der

geschlossene Vollzug mit weitergehenden Beschränkungen der Freiheitsrechte' der

Berufsausübungsfreiheit und des Rechts auf alrgemeine Handlungsfreiheit verbun-

den sei, habe der Beschwerdeführer ein fortbestehendes, schutzwürdiges lnteresse

an der Bescheidung seiner Verfassungsbeschwerde' Sie gebe Anlass zur Klärung

einer verfassungsrechtlichen Frage von grundsätzlicher Bedeutung'

Der Außerungsberechtigte hat von einer Stellungnahme abgesehen

Die Verfassungsbeschwerde hat Erfolg, soweit sie zulässig ist. lm Übrigen wird sie

V

B.

20

verworfen
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21 1. Die Verfassungsbeschwerde ist unzulässig, soweit der Haftbefehl des Amtsge-

richts Frankfurt (oder) vom 8. September 2020, dessen Beschluss vom 9' November

2O2O (45 Gs 1ST8l20) und der Haftfortdauerbeschluss des Landgerichts Frankfurt

(odeQ vom 11. Mai 2021 (23Wi KLs 1121) angegriffen werden. lnsofern genügt die

Verfassungsbeschwerde nicht den gesetzlichen Anforderungen an die Begründung

nach g 20 Abs. 1 Satz 2, S 46 VerfGGBbg. lm Fall einer Verfassungsbeschwerde

gegen eine ge1chiliche Entscheidung muss der Beschwerdeführer ausgehend vom

Entscheidungsinhalt aufzeigen, worin der Grundrechtsverstoß aus seiner Sicht im

Einzelnen liegt (st. Rspr., zuletzt Beschluss vom 20' August 2021 - VfGBbg 68120 -'

Rn. 20 m. w. N., https:üverfassungsgericht.brandenburg.de). Diesen Anforderungen

wird die Beschwerdeschrift im Hinblick auf die genannten Beschlüsse nicht gerecht'

Diese werden lediglich als Angriffsgegenstand in dem ursprungs- und dem geänder-

ten Antrag benannt. An einer inhaltlichen Auseinandersetzung mit den Beschlüssen

fehlt es. Eine solche leistet die Beschwerdeschrift allein in Bezug auf die Entschei-

dung des oberlandesgerichts vom21. Juli2021(1 Ws 100/21 [S]).

22 Der Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde gegen den Beschluss des Oberlan-

desgerichts vom 21. Juli 2021 (1Ws 100/21 [S]) steht nicht entgegen, dass das urteil

des Landgerichts Frankfurt (Oder) nach Erhebung der Verfassungsbeschwerde in

Rechtskraft erwachsen ist und sich der Beschwerdeführer nunmehr in Strafhaft be-

findet.

23 Erledigt sich im Verlauf des verfassungsgerichtlichen Verfahrens das ursprüngliche

Rechtsschutzanliegen des Beschwerdeführers, besteht das Rechtsschutzbedürfnis

nach der ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts nur dann fort' wenn

andernfalls die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage von grundsätzlicher Be-

deutung unterbliebe, der gerügte Grundrechtseingriff besonders schwer wiegt, eine

relevante Gefahr der Wiederholung des Eingriffs besteht oder die gegenstandslos

gewordene Maßnahme den Beschwerdeführer weiter beeinträchtigt (vgl. Beschlüsse

vom 20. November 2o2O -VfGBbg 58120 -, und vom 15' Februar 2019

- VfGBbg 1ggt17 - Rn.11, m. w. N., https://verfassungsgericht.brandenburg'de).

24 Ein fortbestehendes schutzwürdiges lnteresse an einer nachträglichen verfassungs-

rechlichen überprüfung und gegebenenfalls einer hierauf bezogenen Feststellung

der Verfassungswidrigkeit durch das Verfassungsgericht kann im Falle eines

schwenrviegenden Grundrechtseingriffs bestehen (vgl' BVerfG, Beschluss vom
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25.September2020-2BvR556t18-,Rn.29,wrrvr.',v.bverfg'de)'schweruviegende'

tatsächlich aber nicht mehr fortwirkende Grundrechtseingriffe kommen vor allem bei

Anordnungen in Betracht, die die Verfassung - wie Art. 15 Abs' 2 LV oderArt' I

Abs. 2 Satz 1 LV - vorbeugend dem Richter vorbehalten hat. Anordnungen einer

Freiheitsentziehung stehen einer gerichtlichen und verfassungsgerichtlichen Über-

prüfung offen, auch wenn die angeordnete Maßnahme inzwischen durchgeführt und

beendet ist. Ein Feststellungsinteresse kann insofern wegen des Eingriffs in das

Freiheitsgrundrecht auch bei vollzogener Untersuchungshaft zu bejahen sein (vgl' zu

Art.zAbs. 2 Salz2Grundgesetz (GG), Art. 104 Abs' 2 und 3 GG: BVerfG, Be-

schlüsse vom24.August 2017 -2 BvR 77116 -, Rn. 34, und vom 31' Oktober

2O0S - 2 BvR 2233104 -, Rn. 21, wr,rvw.bverfg.de).

2s Daran gemessen besteht ein Rechtsschutzbedürfnis des Beschwerdeführers fort'

Der angegriffene Beschluss des oberlandesgerichts vom 21' Juli 2021

(1 Ws 1OOl21[S]) war Grundlage eines schwerwiegenden Eingriffs in das Grundrecht

des Beschwerdeführers auf Freiheit der Person aus Art' 9 Abs' 1 LV'

26 2. DieVerfassungsbeschwerde ist im umfang des Tenors begründet'

27 a. Der Beschluss des Brandenburgischen oberlandesgerichts vom 21' Juli 2o21

(1 Ws 1OOl21[s]) verletzt den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht auf Freiheit

der Person aus Art' 9 Abs. 1 LV'

28aa'Art,9Abs.1LVgewährleistetinhaltsgleichmitArt.2Abs.2Satz2GGjeder-

mann die Freiheit der person und nimmt einen hohen Rang unter den Grundrechten

ein(Beschlussvom2l.Februar2Ol4-VfGBbg35/13-,m.w.N',

https://verfassungsgericht.brandenburg.de). Bei der Anordnung und Aufrechterhal-

tung der untersuchungshaft ist das spannungsverhältnis zwischen dem in Art' 9

Abs. 1 LV gewährleisteten Recht des Einzelnen auf persönliche Freiheit und den un-

abweisbaren Bedürfnissen einer wirksamen Strafverfolgung zu beachten. Der Entzug

der Freiheit eines der straftat lediglich Verdächtigen ist wegen der unschuldsvermu-

tung nur ausnahmsweise zulässig. Dabei muss den vom standpunkt der strafverfol-

gung aus erforderlich und zweckmäßig erscheinenden Freiheitsbeschränkungen der

Freiheitsanspruch des noch nicht rechtskräftig verurteilten Beschuldigten als Korrek-

tiv gegenübergestellt werden, wobei dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit eine

maßgeblicheBedeutungzukommt(vgl'BVerfG,BeschlüsseVom18.Februar2o20
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- 2 BvR 2og}l19 -, Rn. 46 m. w. N., und vom 23. Januar 2019 - 2 BvR 2429118 -'

Rn. 52, www.bverfg.de).

29 Der verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist nicht nur für die Anordnung, sondern auch für

die Dauer der Untersuchungshaft von Bedeutung' Er verlangt' dass die Dauer der

Untersuchungshaft nicht außer Verhältnis zur erwarteten Strafe steht, und setzt ihr

auch unabhängig von der Straferwartung Grenzen (vgl' BVerfG' Beschlüsse vom

1.Dezember2020-2BvR1853l2o-,Rn.26,vom23.Januar2019

- 2 BvR 2429118 -, Rn. 55, vom 20. oktober2006 - 2 BvR 1742106 -, Rn' 1-49',

www.bverfg.de, und vom 3. Mai 1966 - 1 BvR 58/66 -, BVerfGE 20,45-51' Rn' 14'

juris). Das Gewicht des Freiheitsanspruchs vergrÖßert sich gegenüber dem lnteresse

aneinerwirksamenStrafverfolgungregelmäßigmitzunehmenderDauerderUnter-

suchungshaft. Daraus folgt, dass die Anforderungen an den die Haftfortdauer recht-

fertigenden Grund mit der Dauer der Untersuchungshaft steigen (vgl' BVerfG' Be-

schlüsse vom 3. Februar 2021 - 2 BvR 2128120 -, Rn. 36 m. w' N', und vom

24. August 2010 - 2 BvR 1113110 -, Rn. 20 m. w. N.) lm Rahmen der von den Fach-

gerichten vorzunehmenden Abwägung zwischen dem Freiheitsanspruch des Be-

troffenen und dem strafverfolgungsinteresse der Allgemeinheit ist die Angemessen-

heit der Haftfortdauer anhand objektiver Kriterien des jeweiligen Einzelfalles zu prü-

fen (vgl. BVerfG, Beschlüsse vom 18. Februar 2O2O - 2 BvR 2090119 -, Rn' 46

m' W' N., Vom 23. Januar 2o1g - 2 BvR 2429118 -, Rn. 56, www.bverfg.de, und vom

22. Januar 2014 - 2 BvR 2248t13 -, Rn' 37, juris)'

30 lm Hinblick auf die besondere Bedeutung des Rechts auf Freiheit der Person aus

Art. g Abs. 1 LV ist zu berücksichtigen, dass der Grundrechtsschutz auch durch die

Verfahrensgestaltung zu bewirken ist (vgl. BVerfG, Beschlüsse vom 9' Mär22020

- 2 BvR 1o3l2o-, Rn. 65, vom 18. Februar2020 - 2 BvR 2090119 -, Rn' 54m' w' N''

www.bverfg.de, und vom22. Januar 2014 - 2 BvR 2248113 -, Rn' 38, juris)' An Haft-

fortdauerentscheidungen sind erhÖhte Begründungsanforderungen zu stellen' ln der

Regel sind in jedem Beschluss über die Anordnung der Fortdauer der untersu-

chungshaft aktuelle Ausführungen zu dem weiteren Vorliegen ihrer Voraussetzun-

gen, zur Abwägung zwischen dem Freiheitsgrundrecht des Beschuldigten und dem

Strafverfolgungsinteresse der Allgemeinheit sowie zur Frage der Verhältnismäßigkeit

geboten, weil sich die dafür maßgeblichen umstände angesichts des Zeitablaufs in

ihrer Gewichtigkeit verschieben kÖnnen. Die zugehÖrigen Ausführungen müssen in

lnhalt und umfang eine Überprüfung des Abwägungsergebnisses am Grundsatz der
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31

Verhältnismäßigkeit nicht nur für den Betroffenen selbst, sondern auch für das die

Anordnung treffende Fachgericht im Rahmen einer Eigenkontrolle gewährleisten und

in sich schlüssig und nachvollziehbar sein. Die fachgerichtlichen Ausführungen müs-

sen hierzu die maßgeblichen Umstände des jeweiligen Einzelfalls umfassend be-

rücksichtigen und regelmäßig auch den gegen das Vorliegen eines Haftgrundes

sprechenden Tatsachen Rechnung tragen, um die (Prognose-)Entscheidung des

Gerichts auch intersubjektiv nachvollziehbar zu machen (vgl. BVerfG, Beschlüsse

vom 9. März2020 - 2 BvR 103120 -, Rn. 65, vom 18. Februar 2020

- 2 BvR 2OgOl19 -, Rn. 54 m. w. N., www.bverfg.de, und vom 22. Januar 2014

- 2 BvR 2248113 -, Rn. 38, juris)'

bb. Daran gemessen weist der Beschluss des Oberlandesgerichts vom21. Juli2021

(1 Ws 1OOl21tsl) die verfassungsrechtlich geforderte Begründungstiefe nicht auf'

Die Ausführungen des Oberlandesgerichts lassen eine zutreffende Anschauung von

lnhalt und Bedeutung des Freiheitsgrundrechts aus Art. 9 Abs. 1 LV nicht erkennen'

Dies gilt zunächst im Hinblick auf die im Rahmen der Prüfung des Haftgrunds anzu-

stellende Gesamtabwägung und die Darlegungen zur Verhältnismäßigkeit der Fort-
32

dauer der Haft.

33 Das Oberlandesgericht zeigt nicht auf, welche Kriterien und tatsächlichen Umstände

es in die Gesamtabwägung eingestellt hat. Es ist nicht zu erkennen, dass die für und

gegen eine Fluchtgefahr sprechenden Umstände hinreichend einbezogen worden

sind. An einer erkennbaren Auseinandersetzung mit den vom Beschwerdeführer vor-

getragenen, in der person des Beschwerdeführers liegenden tatsächlichen Umstän-

den, die gegen eine Fluchtgefahr sprechen können (u. a. Alter, Erstverbüßer, Verhal-

ten im Strafverfahren, beanstandungsfreie Führung in der Untersuchungshaft)' fehlt

es insgesamt. Das Oberlandesgericht hat die Fluchtgefahr im Wesentlichen auf die

sich aus dem Urteilsspruch ergebende Straferwartung und die stabilen Beziehungen

des Beschwerdeführers in die Türkei gestützt'

34 Schließlich sind auch die Ausführungen des oberlandesgerichts zu den Vorausset-

zungen des $ 57 SIGB unzureichend. Auch zu diesem Punkt erfolgen lediglich pau-

schale Ausführungen, während eine Analyse des konkreten Sachverhalts, vor allem

der Umstände der Tatbegehung und der Persönlichkeit des Beschwerdeführers, un-

ter Berücksichtigung der zu S 57 SIGB entwickelten Grundsätze unterbleibt. Zu wür-

digen ist die für den Fall einer (rechtskräftigen) Verurteilung konkret im Raum ste-



- 15 -

hende Strafenrvartung und - unter Berücksichtigung einer etwaigen Aussetzung des

strafrests zur Bewährung gemäß s 57 SIGB - das Ende einer zu verhängenden Frei-

heitsstrafe (vgl. Krauß, in: BeckoK stPo, stand: 1. Oktober 2021, SIPO S 112

Rn. 29). Auch aus diesem Grund kann nicht festgestellt werden, dass das Oberlan-

desgericht bei seiner Entscheidung den lnhalt und die Bedeutung des Freiheits-

grundrechts hinreichend beachtet hat'

35 Der formelhafte satz zur Verhältnismäßigkeit der Haftfortdauer genügt nicht der ver-

fassungsrechtlich gebotenen wertenden Abwägung zwischen dem Freiheitsgrund-

recht des Beschuldigten und dem Strafverfolgungsinteresse des Staates. Die Ent-

scheidung nimmt nicht die konkreten Nachteile und Gefahren des Freiheitsentzugs

im Verhältnis zur Bedeutung der in Rede stehenden strafsache sowie der zu erwar-

tenden Straffolgen in den Blick.

36 lm Hinblick auf die Aussetzung des Vollzugs des Haftbefehls wegen weniger ein-

schneidender Maßnahmen (s 1 16 Abs. 1 SIPO) wird die durch Art' I Abs' 1 LV gebo-

tene Abwägung nicht ansatzweise vorgenommen. Das Oberlandesgericht beschränkt

sich auf die formelhafte und pauschale Feststellung, dass bei der gegebenen Sach-

lage der Zweck der Untersuchungshaft auch durch mildere Maßnahmen gemäß

S 116 Abs. 1 StPO nicht zu erreichen sei'

37 Es kann angesichts dessen nicht ausgeschlossen werden, dass das oberlandesge-

richt bei einer den verfassungsrechflichen Begründungsanforderungen genügenden

Sachprüfung zu einem anderen Ergebnis gekommen wäre'

3g b. Der Beschluss des Oberlandesgerichts vom 21 . Juli 2021 verletzt aus den ge-

nannten Gründen auch den Anspruch auf rechtliches GehÖr. Das Gebot des rechtli-

chen Gehörs verpflichtet das Gericht, die Ausführungen der Prozessbeteiligten zur

Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen. Die Nichtberücksichtigung des we-

sentlichen Kerns von Tatsachenvortrag zu einer Frage, die für das Verfahren von

zentraler Bedeutung ist, lässt auf die Nichtberücksichtigung des Vortrags schließen,

sofern er nicht nach dem Rechtsstandpunkt des Gerichts unerheblich oder offen-

sichtlich unsubstantiiert ist (vgl. Beschluss vom 20' Mai 2021 - VfGBbg 72119 -'

Rn. 36 f. m. w. N., https://verfassungsgericht.brandenburg'de)' Ein Eingehen auf die

in dem Beschwerdebegründungsschriftsatz vom 14. Juli 2021 vorgebrachten zenlra-

len Gesichtspunkte ist nicht zu erkennen'



39 Die Entscheidung über die Auslagenerstattung beruht auf $ 32 Abs' 7 Satz 1

VerfGGBbg

40 Der Gegenstandswert ist nach $ 33 Abs. 1, S 37 Abs. 2 Satz2 Rechtsanwaltsvergü-

tungsgesetz entsprechend der ständigen Praxis des Gerichts in Verfahren über lndi-

vidualverfassungsbeschwerden gegen Gerichtsentscheidungen auf 10'000'00 € fest-

zusetzen(vgl.Beschlussvom17.Februar2017.VfGBbg97ll5-,

h ttp s : //ve rf ass u n g sg e ri c h t. b ra n d e n b u rg' d e )'
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41 Der Beschluss ist einstimmig ergangen. Er ist unanfechtbar
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